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Straßenbenennung im Linde-Viertel  

Antragstext:

Antrag der AUF-Fraktion:

Der Ortsbeirat wird gebeten, die Benennung der neuen Straße „An der Rampe”, die im LINDE-
Viertel geplant ist, noch einmal zu beraten und einen anderen Straßennamen zu finden.

Begründung:

Der Namensvorschlag kam in der letzten Ortsbeiratssitzung überraschend und war vorher nicht 
bekannt. Durch die Vorgehensweise, einen Vorschlag der Freien Wähler und einen der AUF-
Fraktion zu nehmen, war der Name „An der Rampe” quasi gesetzt, kontrovers wurden nur noch die 
beiden Frauennamen diskutiert.

Eine angemessene Auseinandersetzung mit diesem Namensvorschlag war in dieser Situation nur 
schwer möglich.

Unabhängig davon, dass wir es nicht attraktiv finden, eine Straße in einem Neubaugebiet „An der 
Rampe” zu nennen, halten wir den Namen für historisch belastet.

„An der Rampe” war der Ort im Vernichtungslager Auschwitz, an dem die Züge mit den 
deportierten Menschen ankamen. „An der Rampe” fanden die Selektionen statt, hier wurde 
entschieden, wer noch arbeitsfähig ist oder sofort ermordet wird. An der Rampe - das ist der Ort, 
wo viele Auschwitz-Überlebende ihren Vater, ihre Mutter, ihre Schwester, ihren Bruder, ihre Kinder 
das letzte Mal gesehen haben.

Keine Frage: Die allermeisten Menschen denken nicht an die Selektionen in Auschwitz, wenn sie 
den Namen „An der Rampe” hören. Aber die Opfer und ihre Angehörigen denken daran. Hier ein 
Zitat aus einer E-Mail der Hessischen Sinti-Union an unsere Fraktion:

„... Wenn man eine Straße oder einen Platz "An der Rampe" nennt ist das für uns, die 
Nachkommen der Naziopfer, nicht zu verstehen, denn dieser Name erinnert uns an die Rampen in 
den Konzentrationslagern wie z.B. in Auschwitz, wo unsere Leute aus den Viehwaggons getrieben 
wurden, sich auf der Rampe nackt ausziehen mussten und sortiert wurden. Du links , du rechts 
usw.... wer Pech hatte wurde in die falsche Richtung geschickt und war dem Tode geweiht. Denn 
diese armen Menschen mussten in die Gaskammer. Ich und generell die Sinti möchten eigentlich 
nicht in einer Straße leben und wohnen, die so heißt....”

Auch in einem Leserbrief an die AZ, geschrieben von einem Kostheimer Bürger, der seit
einigen Jahren mit seiner Familie im Schollmayer-Viertel lebt, heißt es: „ ... Bei meiner
Großmutter, die während der Bombardierung Dresdens 1945 aus dem KZ Theresienstadt
fliehen konnte, so wie auch bei ihrer Tochter (meiner Mutter) würde dieser Name die
schlimmsten Erinnerungen wieder aufleben lassen. Und auch bei mir als Nachgeborenem
der Opfer wirkt er so.”

Wir können uns nicht vorstellen, dass zum Beispiel eine Familie jüdischen Glaubens,
gerne in so einer Straße leben möchte.

Aus unserer Sicht ist es eine Frage des Respekts, den Opfern und ihren Angehörigen
solche Assoziationen nicht zuzumuten.
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